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Örtliche Familienpolitik – warum und wie?

Zusammenfassung
In Deutschland hat der Geburtenrückgang der 1960er
und 1970er Jahre erst Ende des letzten Jahrzehnts
der staatlichen Familienpolitik Prominenz und neuen
Schub gegeben. Familienpolitik in Deutschland am
Anfang des 21. Jahrhunderts versteht sich als Bevöl-
kerungspolitik, die bezweckt, mit verbesserter Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie das Ausmaß an
Kinderlosigkeit zu senken und die Geburtenzahlen
zu heben. Diese Ausrichtung orientiert sich an den
Bedarfen von Mittelschichtfamilien, und sie fokus-
siert quantitative Aspekte der Leistung von Familien
für die Gesellschaft. Tatsächlich gibt es in den
Städten und Gemeinden aber eine Vielfalt von Le-
benslagen der Familien mit unterschiedlichen Ge-
fährdungen von Qualitäten der Entwicklung von
Kindern, die nach differenzierten und integrativen
örtlichen Politikansätzen unter Einbeziehung der
Wirtschaft und zivilgesellschaftlicher Akteure ver-
langt. Örtliche Familienpolitik ist Investition in die
nachwachsende Generation. Um passgenaue Lösun-
gen für unterschiedliche Problemlagen entwickeln zu
können, braucht es gute Informationsgrundlagen, die
eine kommunale Familienberichterstattung schafft. Es
braucht Zuständigkeiten für Familie in den Kommu-
nen und die Beteiligung der Familien „vor Ort“.
Wirksame örtliche Familienpolitik integriert Aktivi-
täten unterschiedlicher individueller und korporati-
ver Akteure, die geeignet sind, die Leistungen der
Familien umfassend zu unterstützen. „Mehr Kinder“
ist nicht genug.

Schlagworte: Demografie, Familie, Familienpolitik,
Kommune, Interventionsformen

Abstract
Local family policy – why and how?
The declining birth rates of the 1960s and 1970s
have (only in the late 1990s) given new impetus to
national family policies. At the beginning of the 21st
century Family policy in Germany is factually
population policy which, by means of improving the
combination of job life and family life, is attempting
to reduce the amount of childlessness and to increase
fertility. This orientation follows the needs of mid-
dle-class families, and focuses on the quantitative
aspects of family functioning in society. In fact,
however, within each individual city, there is a mul-
titude of conditions of family life, each involving
different risks for the quality of child development,
demanding differential, integrative local family poli-
cies, also involving the economy and civil society.
Local family policy is an investment into coming
generations. Family policy has to be well informed
(through local family reports) to develop adequate
solutions to different problems, responsibilities for
family affairs on the local level must be integrated,
and families must have a chance to participate. Ef-
fective local family policy has to integrate the ac-
tions of individual and corporate actors, which sup-
port families functioning in a comprehensive way.
„More children” is not enough.

Key words: demography, family, family policy, local
authority, intervention
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1. Einleitung

Der „demographische Wandel“ hat der Familienpolitik, die bis in die 1990er Jahre ein
eher nachrangiger Politikbereich gewesen ist, neuen Schub gegeben. Mit einer Förderung
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf soll staatliche Familienpolitik in Zeiten niedri-
ger Geburtenzahlen und wachsender Kinderlosigkeit (vor allem in den gebildeten Mittel-
schichten) die Familie mit Kindern wieder zu einer (auch für nachwachsende Generatio-
nen prospektiver Eltern) attraktiven Option einer mittlerweile individualisierten Lebens-
führung machen. Das erhoffte Ergebnis sind steigende Geburtenzahlen. Aktuell gibt es in
Deutschland eine breite Diskussion der Themen Familien- und Kinderfreundlichkeit auf
allen Politikebenen. Die „Schrumpfende Gesellschaft“ (Kaufmann 2005) und schrump-
fende Städte und Gemeinden haben dafür gesorgt, dass die generativen Funktionen des
seit den 1960er Jahren arg geschrumpften Familiensektors auch auf örtlicher Ebene eine
größere Aufmerksamkeit erfahren. Die Frage ist heute, wie förderliche Lebensbedingun-
gen für Familien aussehen müssen, damit diese ihre Leistung der „Nachwuchssicherung“
für die Gesellschaft auch weiterhin erbringen können. Dabei bleiben die Debatten freilich
überwiegend an den quantitativen Aspekten dieses Problems hängen. Moderne Familien-
politik versteht sich erstmals seit 1945 als „Bevölkerungspolitik“. Der für die Zukunft ei-
ner Gesellschaft zentrale Aspekt der „qualitativen Nachwuchssicherung“ (Kaufmann), al-
so die Frage nach den elementaren sozialen Kompetenzen und Motiven, über die die
nachwachsende Generation verfügen muss, um diese Gesellschaft fortzusetzen, wird bis-
her nur am Rande thematisiert. Bereits der fünfte Familienbericht der Bundesregierung
(BMFSFJ 1994) hat im Bericht der Sachverständigenkommission dieses Problem der Ge-
fährdung des gesellschaftlichen „Humanvermögens“ thematisiert, ohne dass dies Folgen
gehabt hätte.

Demographische Prozesse sind das Ergebnis höchst privater Entscheidungen, für die
sehr persönliche Gründe maßgeblich sind, die Menschen dazu bewegen, ihr Leben so und
nicht anders zu führen. Die Möglichkeiten der Beeinflussbarkeit individualisierter biogra-
fischer Entscheidungen, die den Hintergrund demographischer und familialer Prozesse
bilden, werden in der Politik in der Regel überschätzt, da auf allen Politikebenen noch
unzureichend wahrgenommen wird, dass die aktuellen demographischen Verhältnisse das
Ergebnis eines nachhaltigen Wandels familiärer Werte und privater Lebensformen sowie
kaum umkehrbarer gesellschaftlicher Veränderungen sind. Mittlerweile gibt es gesell-
schaftliche Milieus, in denen Kinderlosigkeit die „normale“ Option der Lebensführung ist
und in denen die Entscheidung für Kinder besonderer Begründung bedarf. Verbesserte
Kinderbetreuung allein wird hier keine Verhaltensänderung bewirken.

Was sich mit Mitteln der Familienpolitik (über eine Definition wird noch zu reden
sein) erreichen lässt, ist die Verbesserung der Lebensbedingungen der Familien, in denen
heute Kinder aufwachsen. Der fünfte Familienbericht (BMFSFJ 1994) beklagte die
„strukturelle Rücksichtslosigkeit“ von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft gegenüber der
Familie. In modernen, differenzierten Gesellschaften werden wir alle gleichbehandelt,
nämlich als kinder- und anhanglose Individuen. Eltern heute erfahren solche Rücksichts-
losigkeiten am Arbeitsplatz (z.B. in Gestalt schlechter Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf) und dort, wo sie leben (z.B. in Gestalt wenig kindgerechter Wohnumfeldbedingun-
gen).

Die Sachverständigenkommission hat 1994 noch formuliert, dass es der Familie
schlecht ginge, aber dass es schwer sei, ihr zu helfen. Tatsächlich geht es heute nach mehr
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als drei Jahrzehnten mit niedrigen Geburtenzahlen und einer allmählich stattgefundenen
„Unterschichtung“ der Lebensformen mit Kindern bei der Begründung für Familienpoli-
tik nicht um Hilfe und Nächstenliebe, sondern wir reden über notwendige gesellschaftli-
che Investitionen. Kinder sind „öffentliche Güter“, die in der Vergangenheit gewisserma-
ßen „umsonst und zuhause“ bereitgestellt wurden. In Zeiten, in denen eine Elterngenera-
tion durch ihre Kinder nur zu etwa zwei Dritteln ersetzt wird, und in denen wachsende
Teile des Nachwuchses in benachteiligten und benachteiligenden Lebenslagen aufwach-
sen, gewinnen die elementaren sozialen Kompetenzen und Motive, die in Familien gebil-
det werden, das Humanvermögen (Gesundheit, Solidarität, Empathie, Partizipationsbe-
reitschaft, Bildungsfähigkeit) an Bedeutung, denn sie sind die Voraussetzung jeder darauf
aufbauenden Bildung von Humankapital (berufsverwertbarer Fähigkeiten). Je knapper
der Nachwuchs wird, umso weniger kann sich eine Gesellschaft die soziale Vererbung
eingeschränkter Lebenschancen leisten.

2. Was ist und wie wirkt Familienpolitik?

Eine Definition der Familienpolitik kann ihren Ausgangspunkt entweder von den expli-
ziten Absichten des Gesetzgebers (der z.B. die Lebenslage der Familien oder ihre Leis-
tungen in einer bestimmten Weise beeinflussen will) oder von den faktischen Wirkungen
der Politik nehmen. Im ersten Fall ist Familienpolitik einfach gesagt das, was die Famili-
enministerin tut. Im zweiten Fall würde jede Politik, die faktisch Einfluss auf die Le-
benslage oder die Leistungen von Familien nimmt oder die den Familienalltag beein-
flusst, als „implizite“ Familienpolitik gelten. Die engere Definition expliziter Familien-
politik geht also von den Intentionen und institutionellen Zuständigkeiten der Politiker
aus, die mit Familienpolitik die Beeinflussung der Lebenslage von Familien, ihrer Le-
bensformen, des Lebensalltags und der Leistungen der Familien anstreben, wobei die
Frage der faktischen Wirkungen zunächst offen bleibt. Die zweite, vom Ergebnis her ar-
gumentierende „wirkungsanalytische“ Begriffsbestimmung ist umfassender und komple-
xer und verlangt nach empirischer Forschung.

In Europa gibt es eine explizite Familienpolitik nur in Deutschland, Österreich und in
Frankreich. Während die Ziele der französischen Familienpolitik eindeutig bevölke-
rungspolitischer Natur sind, formuliert das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch-
land (in Art. 6 GG) sie betont allgemein. In Bezug auf eine bevölkerungspolitische Be-
gründung staatlicher Familienpolitik hat es in Deutschland nach 1945 lange Zeit große
Zurückhaltung gegeben, und erst neuerdings werden mögliche Effekte Familien fördern-
der Politik auf die Geburtenhäufigkeit als explizite Begründung familienpolitischer Inter-
vention genannt. Im aktuell erschienenen Familienreport des Familienministeriums wird
direkt auf die Geburten fördernden Effekte aktueller familienpolitischer Maßnahmen, des
Elterngelds oder des bedarfsgerechten Ausbaus der Kinderbetreuung, hingewiesen (vgl.
BMFSFJ 2009). Familienpolitik des Bundes am Beginn des 21. Jahrhunderts ist pronata-
listische Bevölkerungspolitik.

Die nationalen „Familienpolitikprofile“ der europäischen Staaten unterscheiden sich
vor allem in den finanziellen Transfers zugunsten der Familien und in der Unterstützung
der Erwerbstätigkeit der Mütter (vgl. zuerst Gauthier 1996). Die unterschiedlichen natio-
nalen Politikprofile in Europa stellen nichts anderes dar, als in Institutionen und Gesetze
geronnene ländertypische Leitbilder und kulturelle Orientierungsmuster eines „normalen“
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Familienlebens (dazu Fux 2002). Während das Politikprofil in den skandinavischen Län-
dern oder in Frankreich weitgehend problemlose Vereinbarkeit von Beruf und Familien
verspricht, legt das „germanische“ (Gauthier) Profil der alten Bundesrepublik eine tradi-
tionelle Lebensführung nahe (Huinink 1997). Politikprofile formulieren gesellschaftliche
Vorstellungen eines normalen Familienlebens. An diesen Leitbildern sowie den mit ihnen
verbundenen typischen Gelegenheiten und Beschränkungen orientieren sich die biografi-
schen Entscheidungen, die junge Menschen heute im Rahmen einer überall „individuali-
sierten“ Lebensführung treffen. Der europäische Vergleich zeigt, dass eine (von den Wir-
kungen her gesehen) „moderne“ Familienpolitik, die besonders die Erwerbsbeteiligung
beider Eltern ermöglicht, mit relativ hohen Geburtenzahlen einhergeht (vgl. Strohmeier
2002).

Charakteristisch für die Familienentwicklung in Deutschland und faktisch eine Erklä-
rung für den Geburtenrückgang seit Mitte der 1960er Jahre ist ein zunehmendes Ausein-
anderfallen dieser institutionalisierten und in Gesetzen verankerten traditionellen Leitbil-
der eines „normalen“ Familienlebens und der zunehmend modernen Orientierungsmuster
in den nachwachsenden (potentiellen) Elterngenerationen. Die einseitige Bevorzugung
des Ernährermodells durch die deutsche Familienpolitik – trotz Bildungsexpansion, von
der vor allem Frauen profitiert haben – hat den Geburtenrückgang mit erzeugt. Das Er-
nährermodell, das eine „traditionelle“ Ausrichtung auf Ehe und Kinder fördert und eine
Unterbrechung der Erwerbstätigkeit – zumeist der Mütter – zumindest während der Kin-
dererziehungszeiten sowie die Versorgung über einen Haupternährer in der Familie for-
dert, hatte in den letzten Jahrzehnten (insbesondere bei jungen Frauen) zunehmend an
Akzeptanz verloren (vgl. zusammenfassend u.a. Krüger 2006). Der aktuell zu beobach-
tende Politikwechsel weg vom Ernährermodell, hin zu flexibleren und partnerschaftliche-
ren Modellen, wie wir sie etwa in den Niederlanden oder in Skandinavien beobachten,
bedeutet eine späte Anpassung der institutionalisierten Leitbilder und Gesetze (Makro-
ebene) an veränderte Lebensziele und kulturelle Orientierungsmuster in den relevanten
Altersgruppen (Mikroebene).

Vor diesem Hintergrund zeichnet sich gegenwärtig in der Familienpolitik auf allen
Politikebenen ein neuer parteiübergreifender politischer Konsens für den Ausbau der öf-
fentlichen Kinderbetreuung und vor allem für die Verbesserung der Vereinbarkeit von
Familie und Beruf ab. Unterstützung der Müttererwerbstätigkeit wird in diesem Zusam-
menhang auch als neuer „Königsweg“ zur Bekämpfung von Familienarmut betrachtet
(vgl. Abbildung 1).

In diesem Wirkungsmodell werden komplexe Prozesse, die mehrere Ebenen involvie-
ren, stark vereinfacht. Eine Rekonstruktion der Wirkungen (und der Wirkungsweise) fa-
milienpolitischer Intervention muss den Mehrebenencharakter ihres Wirkungsfeldes be-
rücksichtigen (vgl. Abbildung 2). Denn gleichgültig, welche Gestaltungsabsichten die
Familienpolitik mit Blick auf das Familienleben und die Leistungen der Familie verfolgt,
es bedarf immer der Inanspruchnahme familienunterstützender Leistungen durch die Fa-
milien und der Umsetzung der durch sie bereitgestellten Ressourcen im Alltag der Fami-
lie, damit es zu den von der Politik intendierten, möglicherweise aber auch zu anderen,
ungeplanten „Effekten“ kommt.
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Abbildung 1: Wirkungsschema familienbezogener Aufwendungen des Staates aus der
Sicht des zuständigen Bundesministeriums

Quelle: Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2009): Familienreport 2009. Leistun-
gen, Wirkungen, Trends. Berlin. S. 9.

Familienpolitik gestaltet die Entscheidungsumwelt biografischer familienbezogener Ent-
scheidungen von Menschen in unterschiedlichen Lebensaltern. Sie setzt „Parameter“, die
die Akteure in einer „entfalteten Sozialpolitik“ (Achinger 1958) als stabil und quasi un-
veränderlich wahrnehmen und ihren Entscheidungen, die stets langfristige Bindungen
einschließen, zu Grunde legen. Bertram verweist daher zu Recht darauf, dass Familien-
politik „auch die Lebenszeit als ein wesentliches Gestaltungselement von aktiver und
nachhaltiger Familienpolitik“ (Bertram 2009, S. 129) begreifen muss. Während das
„amtliche“ Wirkungsmodell in Abbildung 1 direkte kausale Abhängigkeiten von famili-
enpolitischen Leistungen und Geburtenzahlen behauptet, gehen wir davon aus, dass sol-
che „Effekte“ als makrostrukturelle Wirkungen der Familienpolitik nur in indirekter Wei-
se – gebrochen durch individuelle Entscheidungen von Frauen und Männern und als de-
ren im Prinzip nicht planbares kollektives Ergebnis – hergestellt werden. Der hohe Anteil
lebenslang kinderlos bleibender hochqualifizierter Frauen in Deutschland ist ein unge-
planter „Effekt“ einer Optionen erweiternden Bildungspolitik und einer sie gleichzeitig
einschränkenden traditionellen Familienpolitik. In jedem Fall sind einfache und kurze
Wirkungsketten eher unwahrscheinlich. Das Modell in Abbildung 2 verzichtet deshalb
auf eine kausale Verknüpfung von staatlicher Familienpolitik und Geburtenhäufigkeit
(Fertilität).
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Abbildung 2: Mehrebenenmodell der Wirkungsweise familienbezogener
Aufwendungen

Der Natur der tatsächlich bestehenden Beziehungen angemessen ist ein Mehrebenenmo-
dell, in dem makrosoziale, ökonomische oder politische Strukturveränderungen „oben“
auf die Entwicklung und den Alltag von Familien als Akteuren „unten“ nicht direkt, son-
dern vermittelt über die Veränderung des Entscheidungsumfelds der Akteure wirken. Sie
verändern die Rahmenbedingungen autonomer und für sich rationaler Entscheidungen,
die individuelle Akteure für ihr Leben treffen. Eine Geburtenrate ist nichts anderes als
das ungeplante, aggregierte Ergebnis dieser Entscheidungen. Staatliche Familienpolitik
(auf der Makroebene) macht unterschiedliche biografische Optionen unterschiedlich at-
traktiv für individuelle Akteure. Das „Gelingen“ solcher Entscheidungen (z.B. mehrere
Kinder zu haben und erwerbstätig zu bleiben) hängt jedoch entscheidend von den örtli-
chen Bedingungen des Familienlebens und der Alltagsorganisation ab.

Akteure auf den unterschiedlichen Ebenen (Makro-, Mikroebene) handeln jeweils in
ihrer eigenen Handlungslogik und entlang eigener Zeitskalen. Niemand bekommt ein
Kind, weil es als Beitragszahler für die Rente gebraucht wird oder weil es dafür mehr
Kindergeld oder Elterngeld geben wird. Auf der Mikroebene geht es um biografische
Entscheidungen mit lebenslanger Bindungswirkung, die vor dem Hintergrund der gege-
benen Gelegenheiten und Beschränkungen im Lebensumfeld der Menschen getroffen
werden.

Auf den „oberen Etagen“ eines Mehrebenensystems reagieren (korporative) Akteure
auf Veränderungen „unten“ häufig spät oder überhaupt nicht. Nur so wird es erklärlich,
dass die Familien- und Sozialpolitik in der Bundesrepublik erst Ende der 1990er Jahre –
in einer Zeit, in der Nicht-Handeln hätte Wahl entscheidend werden können – in später
Beunruhigung den bereits 25 Jahre zuvor abgeschlossenen Geburtenrückgang zur Kennt-
nis genommen hat.

Die Gestaltung des Entscheidungsumfeldes autonomer Akteure mit dem Ziel der
Steigerung der Attraktivität der bislang als eher belastet wahrgenommenen Option „Fa-
milie“ erscheint als die aussichtsreichste Strategie, um die von der Politik beabsichtigten
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Wirkungen zu erreichen. Allerdings zeigt der internationale Vergleich (etwa das Beispiel
der Niederlande in den 1990er Jahren, vgl. Strohmeier 2002), dass man dafür einen lan-
gen Atem braucht, der die Zeit einer Legislaturperiode deutlich übersteigen wird. Instru-
mente einer auf die Verbesserung der Lebenslage der Familien abzielenden örtlichen Fa-
milienpolitik wären nach diesem Modell vermutlich die „bevölkerungspolitisch“ (langfris-
tig) wirksamsten, weil zwischen Angebot, Nachfrage und „Wirkung“ die kürzesten Wir-
kungsketten liegen.

Im Rahmen einer Studie für das nordrheinwestfälische Familienministerium im Jahr
2005 (vgl. MGSFF 2005, S.85f.) haben wir eine Reihe ausgewiesener Expertinnen und
Experten der deutschen Familienforschung danach gefragt, was sie als Ziele bzw. Aufga-
ben einer effektiven Familienpolitik in Deutschland ansehen. Die meisten der im Folgen-
den genannten Ziele wären Aufgaben der örtlichen Ebene:

– Familienpolitik soll die Teilhabechancen aller Familienmitglieder stärken anstatt be-
stehende Benachteiligungen, insbesondere von Frauen, zu verfestigen.

– Familienpolitik soll Eigenarten der Lebensformen, z.B. bei Alleinerziehenden oder
kinderreichen Familien, aber auch Besonderheiten der Lebensführung, z.B. bei Mi-
granten, berücksichtigen und zugleich den sozialräumlichen Kontext des Familienle-
bens gestalten.

– Ökologische Interventionsformen (das sind Dienstleistungen vor Ort) sollen gegen-
über ökonomischen (direkten und indirekten materiellen Transfers) deutlich an Ge-
wicht gewinnen. Das bedeutet einen Perspektivenwechsel, denn bislang haben öko-
nomische Interventionen in der deutschen Familienpolitik dominiert. Damit wird zu-
gleich eine Perspektiverweiterung gefordert, denn auch Pflege und Unterstützung äl-
terer Menschen ist Familienarbeit.

– Dem strukturellen Armutsrisiko der Familien in Deutschland muss deutlich entge-
gengewirkt werden. Hierfür braucht es auch künftig ökonomische Interventionen, die
aber nicht wie bislang einseitige geschlechtsbezogene Anreize setzen sollten (wie
derzeit das Ehegattensplitting).

– Die Orientierung von Familienpolitik an quantitativen demographischen Zielen soll
einer stärker an der qualitativen Nachwuchssicherung und der Qualität der Familien-
beziehungen orientierten Familienpolitik weichen. Hierzu zählen auch die öffentliche
Thematisierung von Partnerschafts- und Eheproblemen, familialer Gewalt oder Er-
ziehungsproblemen und der Aufbau von diesbezüglichen Unterstützungssystemen.

– Die in Deutschland immer noch starke Bindung zwischen sozialer Herkunft und Le-
bens- und Bildungschancen muss gelockert werden. Dies soll vornehmlich durch eine
stärkere Förderung der Kinder im vorschulischen und schulischen Bereich geschehen,
die aber die Eltern und die spezifischen Lebenskontexte der Kinder einbeziehen
muss.

– Familienpolitik soll Unterstützung bieten, die Familien vom alltäglichen Erziehungs-
druck, den sozial bedingten Überlastungsrisiken und von Alltags- und Zeitstress ent-
lastet.

Diese Ziele bzw. die damit angesprochenen Zuständigkeiten ressortieren nicht alle unter
„Familienpolitik“. Im wirkungsanalytischen Politikverständnis ist Familienpolitik Quer-
schnittspolitik, die Bildungspolitik und andere Bereiche der Sozialpolitik als Investitio-
nen in eine überlastete Lebensform, die gesellschaftlich unverzichtbare Leistungen er-
bringt, mit umfasst.
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3. Herausforderungen örtlicher Familienpolitik

Worin bestehen die spezifischen Aufgaben der örtlichen Ebene? Mit dem Attribut „ört-
lich“ beziehungsweise „lokal“ wollen wir ausdrücken, dass nicht allein die politische Ge-
meinde zuständig ist, sondern dass örtliche Familienpolitik auch andere Akteure der
Ortsgesellschaft, zum Beispiel Unternehmen, Kirchen, Vereine und Verbände, betrifft.

Der Bielefelder Soziologe Franz-Xaver Kaufmann (2007) hat vor etwas mehr als ei-
nem Jahrzehnt fünf „Herausforderungen“ des Sozialstaats beschrieben: Er unterscheidet
eine ökonomische (1), eine demographische (2), eine soziale (3), eine kulturelle (4) und
eine internationale (5) Herausforderung der deutschen Sozialpolitik am Ende des 20.
Jahrhunderts (Kaufmann 1997). Die Krise der öffentlichen Finanzen (1), der Geburten-
rückgang und die Alterung der Bevölkerung (2), als „krisenhaft“ empfundene Entwick-
lungen im Verhältnis der Generationen und in der Familie (3), das Schwinden sozialer
und politischer Partizipation (4), die Probleme einer geregelten Zuwanderung und der
Integration von Einwanderern (5) sind auch die Herausforderungen und zentralen The-
men der örtlichen Politik:

1. Die ökonomische Herausforderung der Kommunen benennt die Restriktionen, die den
Städten und Gemeinden die Bewältigung der anderen vier Herausforderungen nicht
leicht machen. Sie besteht in der Krise der öffentlichen Finanzen und in der zuneh-
menden Belastung der Kommunen durch Problemverschiebungen von der Bund-Län-
der-Ebene.

2. Die demographische Herausforderung beschreibt die schnellen Veränderungen von
Humanpotenzialen infolge des Geburtenrückgangs und der Alterung der Bevölkerung
sowie der Verschiebungen im Generationenverhältnis, die auf der örtlichen Ebene
auch die informellen Solidarpotenziale verändern. So führt die demographische Ent-
wicklung in den Gemeinden zu einer absehbaren Überlastung der so genannten
„mittleren Generation“ in den Familien, auf deren unentgeltliche Dienste sich die
kommunale Sozialpolitik bislang selbstverständlich verlassen hat.

3. Die soziale Herausforderung der Städte und Gemeinden besteht zum einen im Wan-
del der traditionellen Lebensformen, in erster Linie der Familie und der Nachbar-
schaft. Zum anderen im Schwinden sozialer Solidarität und Integration unter Bedin-
gungen einer zunehmenden Familienarmut, die die Entwicklungschancen und Leben-
sperspektiven der nachwachsenden Generation negativ beeinflussen. Das betrifft vor
allem die unteren Sozialschichten, in denen Familien- und Nachbarschaftsnetzwerke
mit wachsender Perspektivlosigkeit und sozialer Exklusion immer mehr ausdünnen.

4. Die kulturelle Herausforderung der Städte liegt im Schwinden sozialer Integration
und lokaler Identifikation der Bürger in der Ortsgesellschaft. Sie zeigt sich u.a. im
Rückgang lokalpolitischer und sozialer Partizipation und verbreitetem Gestaltungs-
pessimismus. In den Armutsvierteln der Städte und in den Stadtteilen mit den höchs-
ten Migrantenanteilen sind in der Kommunalpolitik faktisch nicht mehr repräsentierte
„demokratiefreie Zonen“ entstanden, in denen nur eine Minorität von einem Zehntel
der erwachsenen Bevölkerung am politischen Leben partizipiert.

5. Die internationale Herausforderung schließlich stellt die Aufgabe der Integration ei-
ner wachsenden Zahl von Menschen mit Migrationshintergrund unter Bedingungen
zunehmender kleinräumiger Segregation nach Nationalitäten, Lebenslagen und -for-
men.
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Diese fünf Herausforderungen der örtlichen Sozial- und Familienpolitik sind in hohem
Maße interdependent. In den Städten und Gemeinden wird diese Interdependenz sichtbar
in der Segregation der Wohnbevölkerung mit einer Tendenz zur Entstehung verfestigter
mehrdimensionaler Problemlagen in besonders benachteiligten Stadtteilen, die es in
praktisch jeder Stadt bzw. Gemeinde gibt.

Eine nachhaltige Familienpolitik in den Städten (und Gemeinden) wird sich deshalb
nicht mit der Sicherung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie begnügen können, wie
sie derzeit auf der Bundesebene als Mittel der Wahl propagiert wird, sie wird immer auch
Migrations- und Integrationspolitik und zugleich eine Politik zur Bekämpfung der (Fami-
lien-)Armut sowie zum Ausgleich der Folgen und der Vererbung von Armut sein müssen.
In den Städten des Ruhrgebiets beispielsweise besteht, wie in anderen großen deutschen
Städten, eine besonders große Nachfrage nach familienpolitischen Leistungen und Dien-
sten zur Bekämpfung der Bedingungen, Folgen und der Vererbung von Armut sowie zur
Sicherung von Zukunftschancen von Kindern insbesondere aus ärmeren Familien.

Vor diesem Hintergrund greifen die aktuellen familienpolitischen Debatten mit der
Absicht, den Trend sinkender Geburtenzahlen (vor allem der mittleren und oberen
Schichten) umzukehren, zu kurz. Heute konzentriert sich der Blick deutlich auf die Pro-
bleme der Mittelschichtfamilien: Elterngeld und „Vätermonate“ mögen für die (deut-
schen) Mittelschichten zwar Anreize zur Überwindung der hohen Schwelle zum ersten
Kind sein. Im Armutsmilieu der sozialen Unterschichten oder in Migrantenfamilien hin-
gegen sind nicht zu wenige Kinder das Problem, sondern die Bedingungen, unter denen
die (häufig vielen) Kinder dort aufwachsen sowie ihre schlechten Zukunftsperspektiven.
Dazu zählen zum Beispiel Bildungsarmut und schlechte Gesundheit (vgl. Strohmeier/
Amonn/Kersting 2008, Terpoorten 2007).

Für die Eltern in den Vierteln der sozialen „Unterschichten“ ist – anders als in der
„Mittelschicht“ – nicht die Vereinbarkeit von Familie und Beruf der Engpass ihres Famili-
enalltags, vielmehr fehlt es hier oft an Arbeitsplätzen und/oder an der nötigen Qualifikation.

4. Warum örtliche Familienpolitik?

Die Struktur der Familien und ihr Alltag werden nicht nur durch die „opportunities“ (z.B.
Kinderbetreuungsangebote) und „constraints“ (z.B. schlechte Vereinbarkeit von Familie
und Beruf) beeinflusst, denen die Akteure in ihrem Entscheidungsumfeld und in ihrer Le-
benslage (z.B. in Gestalt fehlender ökonomischer Ressourcen) unterliegen. Von erhebli-
cher Bedeutung, die freilich noch nicht gut erforscht ist, sind auch kulturelle Orientierun-
gen und die Einbindung der Akteure in soziale Milieus und Netzwerkbeziehungen „vor
Ort“. Wir beobachten orts- und milieuspezifische kulturelle Selbstverständlichkeiten bzw.
fraglos geteilte kollektive kulturelle Orientierungen zur Lebensgestaltung und zur Ar-
beitsteilung von Männern und Frauen. In einem Städtevergleich der Familienformen in
Abhängigkeit vom Bildungsniveau zeigt Strohmeier (2007), dass in der wohlhabenden
Stadt Neuss im „Speckgürtel“ von Düsseldorf die meisten hoch gebildeten Eltern in
„double career“-Familien leben, während in der Ruhrgebietstadt Gelsenkirchen die
Mehrheit der Eltern mit dem höchsten Bildungsniveau in Hausfrauenfamilien lebt, in de-
nen nur ein Elternteil, in der Regel der Vater, erwerbstätig ist. Dabei ist die Kinderbe-
treuung in Gelsenkirchen nicht schlechter als in Neuss. Gleichzeitig wird gezeigt, dass in
Gelsenkirchen die meisten allein erziehenden Mütter gering qualifiziert und nicht er-
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werbstätig sind, während im bürgerlichen Neuss die Mehrheit der Alleinerziehenden er-
werbstätig ist und besser gebildet ist als in der Ruhrgebietstadt. Neben kulturellen Milieus
gibt es also auch Effekte der Sozialstruktur und des Arbeitsmarktes.

Lebensentscheidungen hängen also von den örtlichen Lebensbedingungen ab, in de-
nen Familien leben und Kinder aufwachsen. Eine von den Wirkungen her gesehene örtli-
che Familienpolitik sollte sich deshalb vorrangig auf das teilräumlich eher überschaubare
Gebiet der Bedingungen der Alltagsorganisation der Familien beziehen. Andererseits sind
biografische Optionen auch kulturell geformt. Ein Politikwechsel wie er sich gegenwärtig
abzeichnet und wie ihn die Niederlande Anfang der 1990er Jahre erlebt haben (Strohmei-
er 2002, Kuijsten/Schulze 1997), muss mit einer längeren Periode der Transformation
recht nachhaltiger traditioneller Orientierungen rechnen.

Der „demographische Wandel“, Geburtenrückgang, Alterung und strukturelle Verän-
derungen des Familiensektors einschließlich der kulturellen Wandlungen sozialer Milieus
haben in den Städten und in ihrem Umland sehr unterschiedliche Verläufe genommen. In
den Städten im Ballungskern und in den Gemeinden am Ballungsrand gibt es heute ver-
schiedene Bevölkerungs- und Familienstrukturen und Familienwelten mit unterschiedli-
chen familienpolitischen Bedarfen und Problemlagen (vgl. Strohmeier/Schultz/Wunder-
lich 2009). Dabei sind in den meisten deutschen Großstädten in den letzten Jahrzehnten
vergleichbare Entwicklungen zu beobachten: Die Bevölkerung innerhalb der Stadtgren-
zen ist geschrumpft, gleichzeitig sind die Städte über ihre Grenzen hinaus ins Umland
gewachsen. In diesem Prozess der „Suburbanisierung“ haben vor allem die Familien der
Mittelschicht auf der Suche nach einem „grünen“ Wohnumfeld die Ballungsräume ver-
lassen und sich am Ballungsrand und im Umland angesiedelt. Die suburbanen Randlagen
der Großstädte sowie die Umlandgemeinden sind zur „Familienzone“ der bürgerlichen
deutschen Mittelschichtfamilien geworden. Im Ballungsraum hingegen sind die Anteile
der Familien an den Haushalten und der Kinder und Jugendlichen in der Bevölkerung ge-
schrumpft. So machen Haushalte mit minderjährigen Kindern heute bundesweit in den
meisten Großstädten nur noch Anteile von ca. einem Fünftel der Haushalte aus. Von die-
sen wenigen Familienhaushalten aber ist ein großer Teil sozial und ökonomisch benach-
teiligt: Es sind häufig die von Armut und Arbeitslosigkeit bedrohten oder betroffenen
Familien, die im Ballungsraum zurückbleiben, darunter vor allem Familien mit Migrati-
onshintergrund sowie Alleinerziehende (vgl. Strohmeier/Schultz/Wunderlich 2009). Sol-
che unterschiedlichen Familienmilieus werden durch innerstädtische Segregationsprozes-
se, die ursprünglich durch den Wohnungsmarkt bedingt sind, aber durch die Wohnungs-
politik der vergangenen Jahrzehnte noch verstärkt werden (vgl. Strohmeier/Alic 2006),
auch (klein-)räumig abgebildet. Arme und wohlhabende Familien in der Stadt sind typi-
scherweise jeweils Nachbarn von Ihresgleichen.

Die Kenntnis darüber, welche Familien mit welchen Bedarfen in welchen Kommunen
und welchem Stadtteilen leben, ist daher eine wichtige Voraussetzung für die Gestaltung
einer passgenauen örtlichen Familienpolitik, die eine Verbesserung der Lebensbedingun-
gen von Familien anstrebt. Aber zwischen dem, was Familien für eine bessere Organi-
sierbarkeit des Alltags brauchen, und dem, was ihnen durch örtliche Familienpolitik an-
geboten bzw. zugebilligt wird, gibt es in der Regel nur wenig Abstimmung.

Unter der Bedingung knapper kommunaler Finanzen („ökonomische Herausforde-
rung“) bedarf es zudem möglichst guter Informationen über die innerstädtischen Dispari-
täten des Familienlebens (Familienformen, Lebenslagen, Familienalltag, Bedarfe bezüg-
lich familienfreundlicher Rahmenbedingungen), um knappe Mittel effizient und effektiv
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einsetzen zu können. Eine Lösung des Informationsproblems bietet kommunale Famili-
enberichterstattung als dauerhaftes Diagnoseinstrument, das zugleich eine Evaluation fa-
milienpolitischen Handelns und (weil öffentlich!) die Legitimation politischer Entschei-
dungen erleichtert. Eine zusätzliche Schwierigkeit besteht darin, Familienpolitik „vor
Ort“ nachhaltig auszurichten.

5. Möglichkeiten und Grenzen kommunaler Familienpolitik

Noch vor einem Jahrzehnt hätten sich die meisten Bürgermeister in Deutschland nicht als
„Familienpolitiker“ verstanden. Erst in dem Maße, in dem der demographische Wandel
auf die kommunalpolitische Agenda gelangt ist, hat eine allmähliche Neuorientierung
stattgefunden. Wichtige Rahmenbedingungen kommunaler Familienpolitik sind rechtlich
festgelegt. In der Unterscheidung zu örtlicher Familienpolitik sprechen wir bei kommu-
naler Familienpolitik von familienpolitischen Aktivitäten der Kommune bzw. der kom-
munalen Verwaltung. Der gesetzliche Rahmen für kommunale Familienpolitik ist durch
Regelungen auf Bundes- und Landesebene relativ eng gesteckt. Allgemein wird bei den
Aufgaben der kommunalen Sozial- und Familienpolitik zwischen Aufgaben im übertra-
genen und im eigenen Wirkungsbereich der Städte und Kreise unterschieden (Tabelle 1).

Der Bereich der Aufgaben im übertragenen Wirkungsbereich besteht aus Auftragsan-
gelegenheiten, zu denen die Kommunen gesetzlich verpflichtet sind und bei denen die
Bundesebene ein unbeschränktes Weisungsrecht hinsichtlich der Durchführung besitzt
(hier hat die Bundesebene die Rechts- und Fachaufsicht). Zudem gibt es Pflichtaufgaben,
zu deren Wahrnehmung die Kommunen gesetzlich verpflichtet sind und auf deren Durch-
führung der Staat in einem gesetzlich vorgesehenen Rahmen Einfluss nehmen kann (hier
besitzt der Staat ein Sonderaufsichtsrecht).

Die Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich der Kommunen und Kreise werden diffe-
renziert in pflichtige und freiwillige Selbstverwaltungsangelegenheiten. Bei beiden Wir-
kungsbereichen hat der Staat nur die Rechtsaufsicht. Im Gegensatz zu den pflichtigen
Selbstverwaltungsaufgaben, zu denen die Kommune gesetzlich verpflichtet ist, deren
konkrete Durchführung aber in ihrem Ermessen liegt, handelt es sich bei den freien
Selbstverwaltungsaufgaben um Aufgaben, bei denen nicht nur die Art der Durchführung
im Ermessen der Kommune liegt, sondern auch die Frage, ob sie überhaupt durchgeführt
werden (vgl. Naßmacher/Naßmacher 2007).

Tabelle 1: Aufgaben der Kommunen mit Familienbezug

Aufgaben im übertragenen Wirkungsbereich Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich

Auftragsangelegenheiten Pflichtaufgaben Pflichtige Selbstverwal-
tungsangelegenheiten;

Freiwillige Selbstverwal-
tungsangelegenheiten;

– Bauaufsicht – Grundsicherung bei Er-
werbsminderung und im
Alter

– Kinderbetreuungs-
angebote

– Förderung familienge-
rechten Wohnens

– Melderecht etc. – Jugendhilfe – Beratungsangebote etc. – familiengerechte Ausge-
staltung der kommunalen
Infrastruktur

– kommunale Leistungen
nach dem SGB II etc.

– Kommunale Familien-
erichterstattung etc.

Eigene Zusammenstellung.
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Der Schwerpunkt kommunaler Familienpolitik liegt in der Ausführung von Pflichtaufga-
ben im übertragenen Wirkungsbereich (Kinder- und Jugendhilfe, Grundsicherung, kom-
munale Leistungen nach dem SGB II etc.) und in der Bereitstellung Familien unterstüt-
zender sowie Familien ergänzender Angebote im Rahmen der pflichtigen Selbstverwal-
tungsangelegenheiten, welche vornehmlich Betreuungs- und Beratungsangebote (Kinder-
betreuungsplätze, Erziehungsberatung) sind. Die Zuständigkeit konzentriert sich für diese
Aufgabenbereiche in der Regel bei den Jugend- und Sozialämtern, was nicht zuletzt auf
die rechtlichen Grundlagen (Sozial- und Jugendhilfegesetz) zurückzuführen ist.

Darüber hinaus besteht aber die Möglichkeit, aus eigenem Antrieb Maßnahmen zu
ergreifen und nach eigenem Ermessen zu gestalten. Streng genommen kann erst mit der
Wahrnehmung dieser freiwilligen Leistungen von aktiv gestaltender kommunaler Famili-
enpolitik gesprochen werden.

Für viele Städte und Gemeinden stellt sich jedoch die Frage, welche Möglichkeiten
sie überhaupt haben, um familienfreundliche Rahmenbedingungen vor Ort zu gestalten.
Nach Kaufmann können über sozial- bzw. familienpolitische Interventionsformen vier
Typen sozialpolitisch anzustrebender Wirkungen erreicht werden: die Verbesserung des
rechtlichen Status, die Vermehrung verfügbarer Ressourcen, die Verbesserung der Gele-
genheitsstrukturen und die Verbesserung der Handlungskompetenzen (Kaufmann 2005:
87f.).

Tabelle 2: Soziale Teilhabe und sozial- bzw. familienpolitische Interventionsformen

Dimensionen sozialer
Teilhabe

Status Ressourcen Gelegenheiten Kompetenzen

Sozial- und familienpolitische
Güter

Rechtsansprüche Geldleistungen Infrastrukturelle
Einrichtungen

Kompetenzen

Interventionsformen rechtliche ökonomische ökologische pädagogische

Eigene Zusammenstellung nach Kaufmann 2005.

Die Möglichkeiten kommunaler Familienpolitik konzentrieren sich derzeit auf ökologi-
sche Interventionen (Kinderbetreuung mit flexiblen Öffnungszeiten, Beratungsangebote,
Frühwarnsysteme, Stadtteilkonzepte) und pädagogische Interventionen (Familienbildung,
Gesundheitsprävention usw.). Zum Teil werden aber auch ökonomische Interventions-
formen verfolgt, beispielsweise mit einem Familienpass oder der Bereitstellung kosten-
günstiger Bauflächen für Familien oder Baudarlehen. Die Handlungsmöglichkeiten in
diesem Bereich sind aber sehr begrenzt und liegen faktisch ausschließlich in der Kompe-
tenz des Bundes und der Länder, im Bereich der rechtlichen Interventionsform sogar aus-
schließlich. Vor dem Hintergrund hoher Kosten für die Bereiche kommunaler Pflichtauf-
gaben und der prekären Finanzlage der öffentlichen Haushalte in den meisten Städten und
Gemeinden sind die faktischen Handlungsmöglichkeiten im Bereich freiwilliger famili-
enpolitischer Leistungen heute recht begrenzt.

Auf der anderen Seite aber ist kommunale Familienpolitik nicht allein eine Frage der
vorhandenen Mittel. Eine neuere Studie der Bertelsmann Stiftung (2008) zeigt, dass arme
Städte (hier Gelsenkirchen) und wohlhabende Städte (hier Ulm) sich hinsichtlich der
konkreten Ausgestaltung ihrer örtlichen Familienpolitik nicht signifikant unterscheiden.
Familienpolitisches Handeln der Kommunen ist immer auch eine Frage der politischen
Prioritäten und entsprechend der Prioritäten bindet örtliche Familienpolitik in den Kom-
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munen andere Akteure (Wirtschaft, Verbände, Zivilgesellschaft) wirkungsvoll mit ein.
Unter der Bedingung knapper Mittel sind die Kommunen vermehrt Initiatoren, Motivato-
ren und Moderatoren familienpolitischer Aktivitäten unterschiedlicher Akteure. Dafür
freilich müssen Strukturen geschaffen werden.

6. Themen und Handlungsansätze örtlicher Familienpolitik

In unterschiedlichen sozialräumlichen Kontexten ein und derselben Stadt stehen unter-
schiedliche familienpolitische Themen im Vordergrund, die unterschiedliche Lösungen
erfordern. In jeder Stadt gibt es Teilräume, in denen die in der bundespolitischen Diskus-
sion im Vordergrund stehende Schwierigkeit der Vereinbarkeit von Familie und Beruf
eben nicht der bedeutendste Engpass in den Lebenslagen der Familien ist. Hier mögen
Einkommensarmut, Bildungsarmut und Arbeitslosigkeit oder Probleme des Wohnumfel-
des im Vordergrund stehen. Informationsinstrumente, wie der Familienatlas der Bundes-
regierung (BMFSFJ 2007), übersehen solche kleinräumigen Besonderheiten. Entspre-
chend gibt es bislang auf der kommunalen Ebene nur eine geringe Spezifizierung der fa-
milienpolitischen Aktivitäten. Deutlich wird dies z.B. anhand der Ergebnisse einer bun-
desweit repräsentativen Bürgermeisterbefragung in Städten mit 5.000 und mehr Einwoh-
nern durch die Bertelsmannstiftung aus dem Jahr 2005 (vgl. Bertelsmann Stiftung 2005).

In der Befragung wurden die Städte gebeten, die Wichtigkeit von Aspekten einer mo-
dernen Familienpolitik auf einer Skala von 1 „weniger wichtig“ bis 5 „sehr wichtig“ zu
bewerten (Abbildung 3). In die Auswertung sind Städte mit ausgesprochen differenzier-
ten Ausgangslagen eingegangen. Wir vergleichen lediglich vier Städtetypen: schrump-
fende und wachsende Städte im Ballungsraum sowie am Ballungsrand. Die Antwortmus-
ter unterscheiden sich kaum. Es gibt keine Unterschiede in der Gewichtung zwischen
schrumpfenden und wachsenden Städten und lediglich minimale Unterschiede in der Ge-
wichtung zwischen Ballungsrand und Ballungskern. Die Antwortmuster folgen durchweg
dem aktuellen bundesweiten familienpolitischen Konsens, der der Verbesserung der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf sowie dem Ausbau der öffentlichen Kinderbetreuung
Priorität gibt. Andere Aspekte der Familienpolitik werden in ihrer Bedeutung niedriger
gewichtet. Die Spezifika der Lebenslagen der Familien in den unterschiedlichen Städte-
typen (eher Mittelschicht am Ballungsrand und Unterschicht im Ballungskern) kommen
hier ebenso wenig zum Tragen wie die innerstädtischen Differenzierungen der Lebensla-
gen von Familien und die Segregationstendenzen in den Städten. Grenzüberschreitende
Verflechtungen von Entwicklungsprozessen und sozialen Problemlagen in Ballungsräu-
men werden nicht als Problem wahrgenommen. Vielmehr greifen die Verantwortlichen in
den Städten vor dem Hintergrund sehr unterschiedlicher örtlicher Herausforderungen
überall zum gleichen Standardrepertoire familienpolitischer Intervention (wie in Abbil-
dung 1 beschrieben).

Dieses Interventionsmodell wird getragen von der Hoffnung auf mehr Kinder in den
Familien und will die Reduktion der hohen Kinderlosigkeit durch eine verbesserte Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf durch einen erheblichen Ausbau der Kinderbetreuung
erreichen. Diese starke Fokussierung der Familienpolitik, die gegenwärtig auf allen Poli-
tikebenen zu beobachten ist, konzentriert sich auf die Probleme der mittleren und oberen
sozialen Schichten. Tatsächlich aber sind die Betreuungskennziffern im Ballungskern des
Ruhrgebiets beispielsweise fast überall deutlich besser als im Umland, dennoch sind im
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Revier die Geburtenzahlen und der Anteil der Kinder an der Gesamtbevölkerung deutlich
niedriger als im Umland, wo die Versorgung mit Kindergartenplätzen vielfach deutlich
schlechter ist (vgl. ausführlich Strohmeier 2008). Die deutschen Mittelschichtfamilien
verlassen hier weiterhin den Ballungskern und ziehen vor allem wegen der Wohnumfeld-
qualität in das angrenzende Münsterland, wobei Engpässe in der Kinderbetreuung in
Kauf genommen werden. Familiengerechtigkeit und eine „moderne“ Familienpolitik er-
schöpfen sich demnach nicht im Ausbau von Kinderbetreuung.

Abbildung 3: Wichtigkeit von Aspekten einer modernen Familienpolitik im Urteil
deutscher Bürgermeister/innen (bundesweit)

Mittelwerte: 1 weniger wichtig bis 5 sehr wichtig, nur Städte am Ballungsrand und in Ballungsraum. Um die
nur geringen Unterschiede zwischen den betrachteten Städtegruppen sichtbar zu machen wurde nur die Ska-
lenbreite von 3 bis 5 abgebildet.
Datenbasis: Bürgermeisterbefragung 2005 – Repräsentative schriftliche Befragung der Bertelsmannstiftung
von Kommunen in Deutschland über 5.000 Einwohner.

Ebenso wie bei den Themen gibt es auch bei den existierenden kinder- und familienpoli-
tischen Angeboten nur wenige signifikante Unterschiede zwischen den Städten (Abbil-
dung 4). Nur schrumpfende Städte am Ballungsrand, die insgesamt ein deutlich niedrige-
res Angebotsspektrum erkennen lassen, bilden eine Ausnahme. Von den Städten der drei
anderen Städtegruppen werden am häufigsten Anlauf- und Beratungsstellen für Familien
bei Problemlagen genannt, die zum Katalog der pflichtigen Selbstverwaltungsaufgaben
der Kommunen gehören. Ein weiteres häufiges Aktivitätsfeld sind spezielle Bildungsan-
gebote für Familien, die zum Teil ebenfalls zum Bereich der pflichtigen Selbstverwal-
tungsaufgaben gehören. Diese beiden Bereiche kann man als traditionelle Handlungsfel-
der kommunaler Familienpolitik einordnen.
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Abbildung 4: Kinder- und familienpolitische Angebote in den Städten (bundesweit)

Nur Städte am Ballungsrand und im Ballungsraum.
Datenbasis: Bürgermeisterbefragung 2005 – Repräsentative schriftliche Befragung der Bertelsmannstiftung
von Kommunen in Deutschland über 5.000 Einwohner.

Ein wichtiger Bestandteil örtlicher Familienpolitik, d.h. einer Familienpolitik, die über
kommunale Aufgaben hinausgeht und bei der die Lokalität der Leistungserbringung im
Vordergrund steht, sind lokale Netzwerke bzw. lokale Bündnisse für Familien. Diese ha-
ben sich sowohl in den wachsenden Städten als auch in den schrumpfenden Städten im
Ballungsraum etabliert. Ausgesprochen selten findet man hingegen zentrale Anlaufstellen
für Familien. Eine örtliche Familienberichterstattung ist (noch) die Ausnahme. Zustän-
digkeiten für Familie in Politik und Verwaltung („Familienausschuss“) sind weiterhin
überwiegend über verschiedene Ressorts verteilt.

Obwohl es in immer mehr Städten und Gemeinden lokale Bündnisse für Familie gibt,
sind deren Effektivität (über den bloßen PR-Effekt hinaus; vgl. Strohmeier/Amonn/Wun-
derlich 2005) und Nachhaltigkeit jedoch nach wie vor problematisch. Verbindliche Struk-
turveränderungen (in Form von zentralen Anlaufstellen für Familien in der Verwaltung
oder politischen Zuständigkeiten in Form von Ausschüssen) bilden ebenfalls die Aus-
nahme. Die lokalen Bündnisse sind für viele Kommunen – in der Regel sind die kommu-
nale Verwaltung und kommunale Politik die „Träger“ dieser Bündnisse – eine Möglich-
keit, mit einem vergleichsweise geringen Aufwand eine große Außenwirkung zu erzielen,
also zu signalisieren, dass das Thema Familie ernst genommen wird. Strukturelle Verän-
derungen hingegen, die direkt in den Familienalltag wirken bzw. die seine Rahmenbedin-
gungen effektiv beeinflussen, sind demgegenüber deutlich aufwändiger und kosteninten-
siver.
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7. Örtliche Familienpolitik als prozessorientierte
Querschnittsaufgabe

Bisher haben wir skizziert, dass es sich bei Familienpolitik um ein Politikfeld handelt, das
aus sachlichen Gründen auf der lokalen Ebene ansetzen muss. Darüber hinaus haben wir
gezeigt, dass es sich um eine Politik handelt, die komplexe (und schwierig vorhersehbare)
Wirkungszusammenhänge berücksichtigen muss und die zudem durch zersplitterte verti-
kale (Bund, Länder, Kommunen) und horizontale (Dezernate, Ämter) Zuständigkeiten
geprägt ist. Was können vor diesem Hintergrund Eckpunkte einer nachhaltigen Familien-
politik „vor Ort“ sein?

Die eine Familienpolitik für alle Familien gibt es nicht!

Ausgangspunkt unserer Überlegungen ist, dass Familienpolitik im regionalen und im
kleinräumigen Vergleich unterschiedliche Ziele setzen und zu unterschiedlichen Mitteln
greifen muss. Die Variationen der Bevölkerungs- und Familienstrukturen zwischen den
Teilräumen einer Kommune ist oft größer als die Unterschiede zwischen den Kommunen
eines Bundeslandes, wie die Ergebnisse unserer Familienberichterstattung mit zahlrei-
chen Kommunen in NRW zeigen (Schultz/Wunderlich 2008). In den Städten gibt es „al-
te“ und „junge“ Viertel. Es gibt in jeder Stadt Räume, in denen mehr Nichtdeutsche le-
ben, als in anderen. Es gibt Räume, die stärker „familiengeprägt“ sind, darunter solche,
die durch eine Häufung bestimmter Familienformen (Alleinerziehende, Kinderreiche)
auffallen. Und es gibt Gebiete, die von Ein-Personen-Haushalten geprägt sind. In unter-
schiedlichen Gemeinden eines Kreises oder in verschiedenen Stadtteilen einer Stadt fin-
den wir unterschiedliche Anteile und Formen von Familien mit unterschiedlichen Unter-
stützungsbedarfen.

Ein einheitliches und allgemeingültiges „Themen-Raster“ für Familienfreundlichkeit
und Familienpolitik ist angesichts dieser Vielfalt absurd. Tatsächlich müssen in unter-
schiedlichen Typen von Regionen und Kommunen – abweichend vom Standardproblem-
katalog – unterschiedliche Herausforderungen und Randbedingungen der Familien identi-
fiziert und spezifisch „bearbeitet“ werden. Eine Familienpolitik „von der Stange“ verfehlt
immer die Bedürfnisse eines großen Teils der Familien. Familienpolitik im ländlichen
Münsterland oder im ländlichen Mecklenburg-Vorpommern muss andere Themen (bzw.
die gleichen Themen anders) angehen als Familienpolitik in Großstädten wie Frankfurt
oder Bremen bzw. in Ballungszentren wie dem Ruhrgebiet. Die Familien in den mittel-
schichtgeprägten Stadtteilen jeder der genannten Städte haben andere Unterstützungsbe-
darfe als Familien in den „Stadtteilen mit besonderem Entwicklungsbedarf“ in den glei-
chen Städten.

Örtliche Familienpolitik benötigt Wissen über die Familien vor Ort

Die genaue Kenntnis der Lage der Familien in den Kommunen, über Angebote und Ka-
pazitäten familienorientierter Dienste und Leistungen sowie über familienpolitische
Handlungsbedarfe, sollte die Grundlage familienpolitischer Aktivitäten in den Kommu-
nen sein. Familienpolitik ohne solches Wissen über die Familien und um die konkreten
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Herausforderungen der Familien vor Ort gleicht einem Blindflug und ist bei knappen
Mitteln eine extrem ineffiziente Strategie. Eine nachhaltige und passgenaue örtliche Fa-
milienpolitik wird sich konsequenterweise an den (kleinräumigen) Differenzierungen der
Lebenslagen von Familie orientieren müssen. Voraussetzung solch spezifischen Handelns
ist die Einführung einer kommunalen Familienberichterstattung. Nach unseren Erfahrun-
gen liefern solche Berichtssysteme in den Kommunen nicht nur Wissen als Grundlage
familienpolitischen Handelns. Darüber hinaus kann eine nach bestimmten Kriterien sys-
tematisch ausgerichtete Familienberichterstattung zudem einen wichtigen Beitrag zur
(Neu-)Strukturierung örtlicher und kommunaler Sozial- und Familienpolitik leisten
(Wunderlich 2007). Die Inhalte der Berichterstattung können zudem Gegenstand wir-
kungsvoller Bürgerbeteiligung sein.

Örtliche Familienpolitik gründet sich auf breite Akteursbündnisse

Eng definiert ist „kommunale Familienpolitik“ Familienpolitik für Familien in der Zu-
ständigkeit der Kommune. Neben Politik und Verwaltung gibt es in den Gemeinden wei-
tere Akteure, die für die Ausgestaltung familienpolitischer Aktivitäten wichtig sind: Un-
ternehmen, Vereine und Verbände, Kirchen, Gewerkschaften, Wohnungsunternehmen
sowie andere Akteure haben (aus unterschiedlichen Gründen) ein Interesse daran, dass
Familien ihren Alltag möglichst so gestalten können, dass sie die von der Gesellschaft
von ihnen erwarteten Leistungen (in erster Linie die Produktion des Humanvermögens)
erbringen. Diese Akteure gilt es einzubinden. Für die Familien ist es nicht wichtig, wer
ihnen Unterstützung anbietet, sondern dass und wie sie unterstützt werden. Entscheidend
ist der Ort der Leistungserbringung, also Stadt oder Gemeinde, und nicht der Leistungs-
erbringer. Nur durch die Integration von Angeboten aller familienpolitisch gestaltungs-
mächtigen Akteure vor Ort lassen sich die vorhandenen Potenziale effizient und effektiv
nutzen. Kommunen sind in diesem Prozess in erster Linie als Initiatoren und Moderatoren
gefragt. Zum einen hat die Kommunalverwaltung den besten Überblick über familienpo-
litisch relevante Akteure und sie hat „Zugänge“ zu allen Akteuren. Darüber hinaus dürfte
die Kommune das größte Interesse an einem funktionierenden Netzwerk familienpoliti-
scher Akteure haben, denn in letzter Instanz dürften sich die Erwartungen der Familien
immer an die Kommune richten.

Unsere Erfahrungen im Feld örtlicher Familienpolitik haben gezeigt, dass ein Funk-
tionieren solcher Angebotnetzwerke vor Ort davon abhängt, wie die Kommunen ihre
Moderatorenrolle wahrnehmen. Interpretiert eine Kommune ihre Rolle zu defensiv und
bietet keine verbindlichen Strukturen (siehe unten) und/oder stellt den anderen beteiligten
Akteuren zu wenig Ressourcen zur Verfügung, läuft das kommunale Netzwerk Gefahr,
sich zu verlaufen, insbesondere wenn es keine sichtbaren Erfolge der Kooperation im
Rahmen dieses Netzwerkes gibt. Interpretiert die Kommune dagegen ihre Rolle als Mo-
derator zu offensiv und sehen sich die Akteure außerhalb der Verwaltung eher als Erfül-
lungsgehilfen kommunal vorgegebener Strategien und Konzepte, so ziehen sich die ande-
ren Akteure recht schnell zurück und beenden ihre Arbeit bzw. arbeiten im günstigsten
Fall an „eigenen“ Projekten, die in eine Gesamtstrategie einzubinden dann jedoch beson-
ders schwierig ist. Erfahrungen im Bereich der vom Bundesministerium geförderten „Lo-
kalen Bündnisse für Familie“ zeigen, dass die Bündnisse besonders erfolgreich sind, in
denen die Kommune einerseits keine zu exponierte Rolle spielt und tatsächlich stärker
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moderierend aktiv ist, und in denen es andererseits verbindliche Formen der Mitwirkung
der anderen beteiligten Akteure gibt, in denen „Nachhaltigkeit durch Zuständigkeit“ ge-
schaffen wird (Strohmeier/Amonn/Wunderlich 2005).

Örtliche Familienpolitik braucht Integration und klare und verlässliche
Strukturen

Ein auf Nachhaltigkeit orientierter Rahmen bzw. die strukturelle Verankerung örtlicher
Familienpolitik erfordert, dass Familienpolitik und familienpolitische bzw. familienrele-
vante Maßnahmen nicht nur als explizite Politik, d.h. von den Intentionen her, gesehen
werden. Das erfordert auch eine Problematisierung und Reflexion impliziter Familienpo-
litik, das heißt der Wirkungen anderer, nicht explizit auf Familie gerichteter Politikberei-
che auf die Lebenslagen der Familien. Für „Familienfragen“ sind auf der kommunalen
Ebene leicht drei oder vier Ratsausschüsse und fünf oder mehr Ämter zuständig. Deshalb
gilt es, Transparenz im Hinblick auf die unterschiedlichen Akteure, ihre Aktivitäten und
Strategien sowie über erwünschte und unerwünschte Effekte herzustellen.

Ob Familien ihre Gemeinde als familienfreundlich wahrnehmen, hängt nicht von ein-
zelnen Aktivitäten der Kommune oder der anderen relevanten Akteure ab, sondern wird
dadurch beeinflusst, ob und wie die einzelnen Teilleistungen der unterschiedlichen De-
zernate und Ämter miteinander verknüpft werden. Hier greifen Aufgaben im übertrage-
nen Wirkungskreis sowie pflichtige (und ggf. freiwillige) Selbstverwaltungsangelegen-
heiten eng ineinander. Erst die Verknüpfung der in den einzelnen Verwaltungsdienststel-
len (und von privaten Akteuren) isoliert erbrachten Teilleistungen ergibt das für die Fa-
milien relevante „Produkt“ Familienfreundlichkeit (vgl. Naßmacher/Naßmacher 2007).
Die Integration von Verwaltungshandeln ist notwendig, weil auf der einen Seite für die
Politik und in der Wahrnehmung der Bürger das Gesamtprodukt „Familienfreundlichkeit“
entscheidend ist (output-Orientierung), in der Verwaltung aber immer noch eher der sek-
toralisierte Aufgabenvollzug in einzelnen Verwaltungseinheiten im Vordergrund steht
(ebd.).

Insofern gilt es auch die anhand der Ausübung freiwilliger Selbstverwaltungsaufga-
ben weiter oben angeführte Definition von kommunaler Familienpolitik zu erweitern. Aus
unserer Sicht stellen Abstimmung und Verknüpfung der einzelnen Teilleistungen der
Verwaltung bereits ein entscheidendes und wirkungsvolles Element kommunaler Famili-
enpolitik dar. Denn erst eine solche Verknüpfung generiert Rahmenbedingungen für die
Familien in der Gemeinde, die ihnen erleichtert, ihren Alltag unter möglichst wenigen
Belastungen zu organisieren.

Eine Möglichkeit der Verknüpfung innerhalb der Verwaltung ist beispielsweise die
Einrichtung einer zentralen Koordinierungsstelle (Koordinierung nach innen), die idea-
lerweise darüber hinaus möglichst auch als zentrale Anlaufstelle für Familien und als
Vermittlungsstelle zur Politik (Koordinierung nach außen) fungiert. Ansätze solcher
Strukturen können – so zeigen unsere Erfahrungen in der Zusammenarbeit mit Kommu-
nen – äußerst wirkungsvoll sein, wobei die Wirkungskraft mit dem Bekenntnis der Ent-
scheidungsträger in Verwaltung (Dezernenten, kommunale Spitzen) und Politik (Frakti-
ons- und Parteivorsitzende) steht und fällt. Ohne ein eindeutiges und über den Wahl-
kampf hinausgehendes verlässliches Eintreten der Schlüsselpersonen in Politik und Ver-
waltung für das Thema Familienpolitik haben engagierte „Überzeugungstäter“ in den



Örtliche Familienpolitik – warum und wie? 203

mittleren Verwaltungsebenen und die Ausführenden im Verwaltungsvollzug kaum eine
Chance, tatsächlich etwas für Familien zu bewegen. Wichtig ist es, dass es einen inhalt-
lich eindeutigen Auftrag gibt, der allgemeine „Verfahrensregeln“ festlegt und den han-
delnden Akteuren zudem eindeutige Kompetenzen zuschreibt. Die unterschiedlichen
kommunalen Fallbeispiele, die wir in unserer Studie mit der Bertelsmann Stiftung (2008)
vorgestellt haben, belegen eindrücklich, dass es nicht die wirtschaftlichen Handlungs-
spielräume der Kommunen sind, von denen Ausmaß und Qualität ihres familienpoliti-
schen Handelns abhängen, sondern dass der Wille der Politik, etwas zu verändern, ent-
scheidend ist. In den Kommunen in NRW, mit denen wir eine kommunale Familienbe-
richterstattung durchgeführt haben, war es nicht der Familienbericht, der die örtliche Po-
litik in Bewegung gebracht hat, sondern es war die Politik, die den Bericht nutzen wollte,
um ihrer Bewegung eine Richtung zu geben.

Das Ziel einer als Querschnittpolitik verstandenen Familienpolitik sind daher inte-
grierte Handlungsansätze, die bislang isoliert betriebene Felder wie Sozial- und Integrati-
onspolitik verbinden, denn es geht in vielen Bereichen um dieselben Personen, und die
kleinräumige Differenzierungen innerhalb der Kommunen berücksichtigt, denn wir reden
eigentlich immer über dieselben Stadtteile. Wichtig für ein solches integriertes Verständ-
nis örtlicher Familienpolitik ist es, die Stadtentwicklung oder die Wirtschaftsförderung zu
gewinnen, für die im Rahmen der klassischen Ressortzuständigkeiten in den Kommunen
das Thema Familie bisher keine oder nur eine randständige Rolle gespielt hat. Nur so
kann sichergestellt werden, dass explizite und implizite Politiken integriert werden.

Örtliche Familienpolitik muss als beteiligungsorientierter Prozess
angelegt sein

Nationale Familienpolitiken werden lokal implementiert und erlebt. In den Städten, Ge-
meinden und Stadtteilen werden Wirkungen bzw. die Wirkungslosigkeit von Familienpo-
litik des Bundes und der Länder erfahrbar. Kinderarmut, die durch die Leistungsgesetze
des Bundes nicht verhindert wird, prägt ganze Stadtteile. Darüber hinaus sind die Kom-
munen selbst familienpolitische Akteure (vgl. Abschnitt 4). Hier entscheidet sich, ob und
welche strukturellen Rücksichtslosigkeiten Familien im Alltag erfahren und welche Un-
terstützungsangebote sie brauchen. Die Entscheidungen der nachwachsenden Generation,
sich für oder gegen ein Leben mit Kindern zu entscheiden, fallen in der Wahrnehmung
des Familienlebens vor Ort.

Die Rahmenbedingungen, die „Politikprofile“ für das Familienleben setzen, werden
von den Menschen als relativ stabil wahrgenommen. Kurzfristige Erfolge durch ein Um-
steuern der Politik (in Abbildung 1: mehr Kinder durch eine „moderne“ Familienpolitik)
sind daher kaum zu erwarten. Menschen brauchen Zeit, um den (veränderten) Bedingun-
gen ihrer Entscheidungs- und Handlungsumwelt zu vertrauen. Erst wenn sie dieses Ver-
trauen haben, beispielsweise in bessere Möglichkeiten zur Vereinbarkeit von Familie und
Beruf (durch familienfreundliche Arbeitszeiten und eine verbesserte Kinderbetreuung),
ändern sie auch ihr Verhalten (und bekommen möglicherweise mehr Kinder, da sich Fa-
milienleben und die Ausübung einer Berufstätigkeit nicht mehr widersprechen).

Für die Gestaltung örtlicher Familienpolitik und ihre politischen Akteure bedeutet
dies, zu akzeptieren, dass kurzfristige und sich an Wahlperioden haltende Wirkungen
kaum zu erzielen sind. Die Anhebung der Geburtenzahlen bis zur nächsten Kommunal-
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wahl ist kein politisches Ziel, dass ein Bürgermeister erreichen könnte. Familienförde-
rung wird für die kommunale Politik damit ein Feld, in dem sich „gelingende“ Maßnah-
men nicht kurzfristig in Wählerstimmen ummünzen lassen. Hierin liegt eine große Her-
ausforderung: Eine nachhaltige Veränderungen der Rahmenbedingungen für das Famili-
enleben und der Abbau von strukturellen Rücksichtslosigkeiten gegenüber Familien ist
eine gesellschaftspolitische Aufgabe, die einen langen Atem verlangt, weil ihre Erfolge
erst langfristig eintreten werden. Es ist, wie jede Querschnittspolitik, eine undankbare
Aufgabe, denn weder der Erfolg, noch das Scheitern sind eindeutig zurechenbar. Einzelne
Projekte oder der Aktionismus einmaliger Aktionen bringen nichts. Örtliche Familienpo-
litik ist ein Prozess, in dem einzelne Projekte unterschiedlicher Akteure in eine ganzheit-
liche Strategie eingebunden werden.

Diese Akteure sind nicht nur organisierte Akteure. Vielmehr ist es erforderlich, nicht
nur Politik für Familien zu machen, sondern auch Politik mit Familien. Durch eine konti-
nuierliche Beteiligung von Familien und in einem kontinuierlichen Abgleichen von sich
im Zeitverlauf verändernden Bedarfen mit den vorhandenen Angeboten ist es möglich,
passgenaue Lösungen zu finden.

Örtliche Familienpolitik im hier beschriebenen Sinne einer Neuorientierung von
Verwaltungshandeln und einer Integration familienrelevanten Handelns von Verwaltung,
wirtschaftlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren, ist eine Aufgabe „auf Dauer“. Zur
Orientierung einer solchen gesellschaftlichen Aufgabe, die in den Kommunen angegan-
gen werden muss, taugt das neue Wirkungsmodell der Bundespolitik (Abbildung 1) nicht.
Wirkungsvolle Familienpolitik (auf allen Ebenen) kann mehr erreichen und sollte mehr
erreichen wollen als „mehr Kinder“.
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